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Digitalisierungs-Tarifvertrag  
für Beschäftigte des Bundes 

Verhandlungsauftakt zum  
Tarifvertrag Digitalisierung 

m
it

g
li

e
d

e
r
-i

n
fo

  
 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Mitglieder, 
 
der dbb beamtenbund und tarifunion hat am 28. Februar 2020 Verhandlun-
gen zu einem Tarifvertrag Digitalisierung für die Beschäftigten des Bundes 
aufgenommen. In diesem Tarifvertrag sollen Leitplanken für die Begleitung 
der sich durch die Digitalisierung ergebenden Veränderungen bei den Ar-
beitsbedingungen für die Beschäftigten errichtet werden. Der dbb hat den 
Vertretern der Bundesministerien des Innern und für Finanzen die Forderun-
gen für die Tarifverhandlungen dargelegt. Danach muss ein Tarifvertrag Di-
gitalisierung Regelungen zu den Themenfeldern Qualifizierung, Beschäfti-
gungssicherung und Rahmenbedingungen für mobiles Arbeiten enthalten. 
Für die von der Digitalisierung betroffenen Beschäftigten stehen dabei si-
cher ein durchsetzbarer Rechtsanspruch auf Qualifizierung zum Erhalt der 
Beschäftigungsmöglichkeiten und Mechanismen zur Beschäftigungssiche-
rung bei sich verändernden Merkmalen des Arbeitsplatzes im Vordergrund. 
 
Volker Geyer, Fachvorstand Tarifpolitik und dbb Verhandlungsführer beschreibt 
die Notwendigkeit eines Tarifvertrages Digitalisierung wir folgt: „Der Prozess der 
technologischen Transformation des öffentlichen Dienstes wird nur gemeinsam 
mit den Kolleginnen und Kollegen erfolgreich gestaltet werden können“, betonte 
Volker Geyer. „Deswegen müssen die Veränderungen der Arbeitsbedingungen, 
die sich aus der Digitalisierung ergeben, zwingend durch tarifvertragliche Rahmen-
bedingungen flankiert werden. Dies betrifft insbesondere Regelungen angesichts 
der Zunahme flexibler Arbeitsformen, etwa in Form von Home-Office, und der Ver-
änderung und Beschleunigung von Arbeitsprozessen.“ 
 
Die Tarifvertragsparteien haben sich zunächst in einer gemeinsamen Erklärung 
darauf verständigt, dass als tarifvertragliche Gestaltungsfelder die Themen Quali-
fizierung, Beschäftigungssicherung und mobiles Arbeiten zu behandeln sind.  
 
Die Verhandlungen werden am 27. April 2020 fortgesetzt. Über die weitere Ent-
wicklung werden wir fortlaufend berichten. 

 
 

Wir kämpfen für die Mitglieder unserer Fachgewerkschaften! 

Deshalb: Mitglied werden! Jetzt! 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der dbb hilft! 
 
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten 
kompetente Fachgewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 
Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des öffentlichen Diensts und 
seiner privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in tarifvertrag-
lichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im Falle von 
beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlich 
überzeugenden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige 
Vertrauen in die Durchsetzungskraft einer Solidargemeinschaft. 
Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten 
im öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. Nähe zu den 
Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor Ort 
über www.dbb.de, über Flugblätter dbb aktuell und unsere 
Magazine dbb magazin und tacheles. 
Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen 
Fachgewerkschaft von dbb beamtenbund und tarifunion – es lohnt 
sich! 
 

 
 m

it
g

li
e

d
e

r
-i

n
fo

 

 

Hintergrund 
Unter dem Stichwort Digitalisierung verbirgt sich eine zum Teil mas-
sive Veränderung der Arbeitswelt durch zunehmende Automatisie-
rung und neue Arbeitsformen. Um diesen Prozess aktiv zu gestalten, 
hat der dbb mit dem Bund die Aufnahme von Tarifverhandlungen ver-
einbart, um verlässliche Rahmenbedingungen zu schaffen, Digitali-
sierung in den Dienststellen erfolgreich umzusetzen und zugleich 
Schutzmechanismen für die von Veränderungen betroffenen Be-
schäftigten des Bundes zu installieren. 
 


